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Arbeitsunf�higkeit Anspruch auf Krankengeld fÅr das dann entgehende
Arbeitsentgelt (vgl. auch 6.2.1.4.1).

6.2.1.2 Erm�ßigter Beitragssatz

Nach § 243 Satz 1 SGB V ist fÅr Beitr�ge aus Arbeitsentgelt eines ArbN der
erm�ßigte Beitragssatz maßgebend, wenn der Versicherte keinen Anspruch
auf Krankengeld hat. Auch dieser Beitragssatz wird durch Gesetz fÅr alle
KK einheitlich geregelt (vgl. 6.2.1.1). Die §§ 241 und 243 SGB V sehen
keine weitere Beitragssatzerm�ßigung vor. Die KK kÇnnen Beitragssatzdif-
ferenzierungen nur Åber den Zusatzbeitrag nach § 242 SGB V vornehmen.

Bei den Beziehern von Alg II wird der Beitrag nach dem erm�ßigten Bei-
tragssatz berechnet, vom 1.1.2015 an einschließlich des durchschnitt-
lichen Zusatzbeitrags nach § 242a SGB V (vgl. 6.16.12).

6.2.1.3 Zusatzbeitrag ab 1.1.2015

a) Allgemeines

Soweit der Finanzbedarf einer KK durch die Zuweisungen aus dem Ge-
sundheitsfonds nicht gedeckt ist, hat sie von ihren Mitgliedern einen Zu-
satzbeitrag zu erheben (§ 242 SGB V). Der Zusatzbeitrag wird prozentual
von den beitragspflichtigen Einnahmen des Mitglieds erhoben. Der Zusatz-
beitrag ist origin�rer Bestandteil des KV-Beitrages (vgl. § 220 Abs. 1 Satz 1
Halbs. 2 SGB V). Mithin finden fÅr den Zusatzbeitrag die fÅr die sonstigen
Beitr�ge maßgeblichen beitragsrechtlichen Regelungen einschließlich der
Beitragsfreiheit nach § 224 SGB V grunds�tzlich entsprechende Anwen-
dung. Soweit der Zusatzbeitrag im ArbGeb-Verfahren abgefÅhrt wird, gilt
er als Teil des GesSV-Beitrages (vgl. 6.1.2).

Die HÇhe des Zusatzbeitragssatzes regelt jede KK individuell in ihrer Sat-
zung (§ 194 Abs. 1 Nr. 4 SGB V). Der Zusatzbeitragssatz ist so festzulegen,
dass die Einnahmen daraus zusammen mit den Zuweisungen aus dem Ge-
sundheitsfonds und den sonstigen Einnahmen die im Haushaltsjahr vo-
raussichtlich zu leistenden Ausgaben und die vorgeschriebene AuffÅllung
der RÅcklage decken. Eine Obergrenze der Zusatzbeitragss�tze sieht das
Gesetz nicht vor.

Der einkommensabh�ngige Zusatzbeitrag ist origin�rer Bestandteil des KV-
Beitrags; besondere Regelungen zur F�lligkeit und Zahlung des Zusatzbei-
trages in den Satzungen der KK kommen insoweit mithin nicht mehr in
Betracht.

Im Rahmen des SonderkÅndigungsrechts nach § 175 Abs. 4 S�tze 5 bis 7
SGB V haben die KK kÅnftig u.a. auf die vom GKV-SV gefÅhrte �bersicht
der Zusatzbeitragss�tze der KK hinzuweisen. Vor diesem Hintergrund
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sieht § 242 Abs. 5 SGB V vor, dass KK ihren jeweils aktuellen Zusatzbei-
tragssatz dem GKV-SV Åbermitteln, der wiederum eine �bersicht der Zu-
satzbeitragss�tze aller KK im Internet verÇffentlicht.

Sofern eine KK einen Zusatzbeitrag erhebt, ist dieser grunds�tzlich von al-
len Mitgliedern dieser KK zu erheben. Somit werden fÅr alle Personen Zu-
satzbeitr�ge erhoben, die auch KV-Beitr�ge nach dem allgemeinen oder er-
m�ßigten Beitragssatz zahlen bzw. fÅr die diese Beitr�ge von Dritten getra-
gen und gezahlt werden.

FÅr Versicherte, deren Beitr�ge regelm�ßig von Dritten getragen werden,
ist die Besonderheit zu berÅcksichtigen, dass grunds�tzlich der durch-
schnittliche Zusatzbeitragssatz gilt (vgl. § 242a SGB V). Der durchschnitt-
liche Zusatzbeitragssatz kommt im �brigen fÅr diese Personenkreise auch
dann zur Anwendung, wenn die KK keinen Zusatzbeitragssatz erhebt.

Im �brigen erhÇht der Zusatzbeitrag die KV-Beitr�ge und damit die steuer-
lich abzugsf�higen Aufwendungen des Mitglieds. Der Zusatzbeitrag ist da-
her bei der Meldung der KV-Beitr�ge an die Finanzverwaltung auf nach
§ 10 Abs. 6 EStG entsprechend zu berÅcksichtigen.

b) Durchschnittlicher Zusatzbeitrag

FÅr bestimmte Personenkreise wird nach § 242 Abs. 3 SGB V der Zusatz-
beitrag anstatt in HÇhe des kassenindividuellen Zusatzbeitragssatzes obli-
gatorisch in HÇhe des durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes nach § 242a
SGB V erhoben. Er ist j�hrlich bis zum 1.11. mit Wirkung fÅr das gesamte
folgende Kalenderjahr vom Bundesministerium fÅr Gesundheit festzule-
gen.

Der durchschnittliche Zusatzbeitragssatz ergibt sich aus der Differenz zwi-
schen den voraussichtlichen j�hrlichen Ausgaben der Krankenkassen und
den voraussichtlichen j�hrlichen Einnahmen des Gesundheitsfonds, die
fÅr die Zuweisungen nach den §§ 266 und 270 SGB V zur VerfÅgung ste-
hen, geteilt durch die voraussichtlichen j�hrlichen beitragspflichtigen Ein-
nahmen der Mitglieder aller KK, multipliziert mit 100.

Im Wesentlichen soll der durchschnittliche Zusatzbeitragssatz die beitrags-
abfÅhrenden Stellen verwaltungstechnisch entlasten und zudem der gebo-
tenen Wettbewerbsneutralit�t ausreichend Rechnung tragen. Der durch-
schnittliche Zusatzbeitragssatz gilt daher insbesondere fÅr Personengrup-
pen, deren Beitr�ge von Dritten getragen werden. Es handelt sich um
folgende Personengruppen:

Im Einzelnen ist der durchschnittliche Zusatzbeitragssatz bei folgenden
Mitgliedern anzuwenden:
– Bezieher von Arbeitslosengeld II (§ 5 Abs. 1 Nr. 2a SGB V);
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– Personen, die in Einrichtungen der Jugendhilfe fÅr eine Erwerbst�tig-
keit bef�higt werden sollen (§ 5 Abs. 1 Nr. 5 SGB V);

– Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (§ 5 Abs. 1
Nr. 6 SGB V);

– Auszubildende, die in einer außerbetrieblichen Einrichtung im Rahmen
eines Berufsausbildungsvertrages nach dem Berufsbildungsgesetz aus-
gebildet werden (§ 5 Abs. 4a Satz 1 SGB V);

– behinderte Menschen in Werkst�tten, Einrichtungen etc. (§ 5 Abs. 1
Nr. 7 und 8 SGB V), wenn das tats�chliche Arbeitsentgelt den nach
§ 235 Abs. 3 SGB V maßgeblichen Mindestbetrag (vgl. 0.2.3) nicht Åber-
steigt; Åbersteigt das Arbeitsentgelt diesen Wert, wird der kassenindivi-
duelle Zusatzbeitragssatz erhoben (und vom Tr�ger der Einrichtung ge-
zahlt); wird der Mindestbetrag jedoch ausschließlich durch eine Son-
derzahlung Åberschritten, bleibt der durchschnittliche Zusatzbeitrags-
satz maßgebend;

– Versicherungspflichtige, deren Mitgliedschaft nach § 192 Abs. 1 Nr. 3
SGB V fortbesteht, weil ihnen von einem Rehabilitationstr�ger w�hrend
einer Leistung zur medizinischen Rehabilitation Verletztengeld, Versor-
gungskrankengeld oder �bergangsgeld gezahlt wird;

– Mitglieder, deren Mitgliedschaft bei einem Wehrdienst nach § 193
Abs. 2 bis 5 SGB V oder nach § 8 E�G fortbesteht;

– Bezieher von Verletztengeld nach SGB VII, Versorgungskrankengeld
nach dem BVG oder vergleichbarer Entgeltersatzleistungen;

– Auszubildende mit einem Arbeitsentgelt bis 325,00 Euro im Monat (so-
genannte Geringverdiener, vgl. § 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB IV); der
durchschnittliche Zusatzbeitragssatz ist bei diesem Personenkreis auch
zu berÅcksichtigen, soweit die Geringverdienergrenze ausschließlich
durch eine Sonderzahlung Åberschritten wird und in der Folge ArbGeb
und Auszubildende die sonstigen Beitr�ge aus dem Åbersteigenden Be-
trag gemeinsam tragen;

– Teilnehmer, die ein freiwilliges soziales oder Çkologisches Jahr i.S. des
JFDG oder einen Bundesfreiwilligendienst nach dem BFDG leisten
(§ 20 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 SGB IV).

Der durchschnittliche Zusatzbeitragssatz gilt nur fÅr die den jeweiligen
versicherungsrechtlichen Status pr�genden beitragspflichtigen Einnahmen
und ist fÅr alle vorgenannten Personengruppen anzuwenden, ungeachtet
dessen, bei welcher KK sie versichert sind. Der durchschnittliche Zusatz-
beitragssatz ist fÅr diese Personengruppen auch dann zu zahlen, wenn die
zust�ndige KK keinen kassenindividuellen Zusatzbeitrag erhebt. Auf wei-
tere beitragspflichtige Einnahmen dieser Mitglieder (z. B. Rente, Versor-
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gungsbezÅge) findet allerdings der kassenindividuelle Zusatzbeitragssatz
Anwendung.

FÅr die vom Bund unter BerÅcksichtigung des durchschnittlichen Zusatz-
beitragssatzes zu tragenden Zusatzbeitr�ge fÅr die nach § 5 Abs. 1 Nr. 2a
SGB V versicherungspflichtigen Bezieher von Arbeitslosengeld II sieht
§ 251 Abs. 4 Satz 2 ff. SGB V eine Spitzabrechnung jeweils fÅr das voran-
gegangene Kalenderjahr vor.

Im �brigen ist der durchschnittliche Zusatzbeitragssatz im Rahmen der
Berechnung des Faktors F der Gleitzonenformel nach § 163 Abs. 10 SGB VI
in die Ermittlung des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes einzubezie-
hen.

Bei der Bemessung der Beitr�ge aus VersorgungsbezÅgen von versiche-
rungspflichtigen landwirtschaftlichen Unternehmern findet ebenfalls der
durchschnittliche Zusatzbeitragssatz Anwendung (§ 39 Abs. 2 Satz 2 und
3 KVLG 1989).

6.2.1.4 Anwendung der unterschiedlichen Beitragss�tze

Die Entscheidung darÅber, ob der allgemeine oder erm�ßigte Beitragssatz
anzuwenden ist, ist bereits bei Beginn des Versicherungsverh�ltnisses zu
treffen. Es kommt entscheidend auf die zu diesem Zeitpunkt hinsichtlich
des Entgeltfortzahlungsanspruchs bestehenden Rechtsverh�ltnisse an.
Steht bei Aufnahme der Besch�ftigung fest, dass der Versicherte im Falle
der Arbeitsunf�higkeit nicht mindestens fÅr sechs Wochen Anspruch auf
Fortzahlung des Arbeitsentgelts hat, ist der erm�ßigte Beitragssatz anzu-
wenden. Unabh�ngig davon ist ggf. vom 1.1.2015 an der kassenindividu-
elle Zusatzbeitrag nach § 242 SGB V zu berÅcksichtigen.

6.2.1.4.0 Besonderheiten bei Arbeitnehmern

Dem Grunde nach haben alle ArbN aufgrund des EFZG Anspruch auf Ent-
geltfortzahlung im Krankheitsfall, unabh�ngig davon, ob es sich um einen
Arbeiter oder einen Angestellten oder um einen zur Aushilfe oder gering-
fÅgig Besch�ftigten handelt.

Nach § 3 Abs. 3 EFZG entsteht der Anspruch auf Entgeltfortzahlung erst
nach vierwÇchiger ununterbrochener Dauer des Arbeitsverh�ltnisses. Ob-
wohl damit in den ersten vier Wochen einer Besch�ftigung generell kein
Anspruch auf Entgeltfortzahlung besteht, ist bei unbefristeten Besch�fti-
gungsverh�ltnissen auch fÅr diesen Zeitraum stets der allgemeine Beitrags-
satz maßgebend.
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die KVdS bei Vorliegen eines Leistungsanspruchs nach Åber- oder zwi-
schenstaatlichem Recht ausschließt.

Ist der Student nur an einer ausl�ndischen Hochschule eingeschrieben,
kommt die KVdS nicht in Betracht. Gleichwohl kÇnnte er z.B. noch als Fa-
milienangehÇriger in Deutschland versichert sein und Anspruch auf Aus-
hilfeleistungen im Ausland haben.

Soweit Studenten ihren gewÇhnlichen Aufenthalt in einem anderen EWR-
Staat oder Abkommensstaat verlegen, ist darauf hinzuweisen, dass sich
der Kreis der anspruchsberechtigten FamilienangehÇrigen in einem ande-
ren EWR-Staat bzw. der Schweiz (soweit EU-Recht anzuwenden ist) nach
dem Recht des Wohnstaats richtet.

Gleiches gilt in Bezug auf Bosnien-Herzegowina, die Bundesrepublik Jugo-
slawien, Mazedonien und die TÅrkei, wenn die Kosten fÅr die Leistungs-
aushilfe im anderen Staat nach Familienpauschalen abgerechnet werden.
Im �brigen gilt fÅr die Bestimmung des Personenkreises der anspruchs-
berechtigten FamilienangehÇrigen deutsches Recht. Dies dÅrfte in den
meisten F�llen gelten, da Studienaufenthalte im Ausland in aller Regel vo-
rÅbergehende Auslandsaufenthalte sein werden.

In diesem Zusammenhang ist auch auf die Rspr. zu verweisen (BSG, Urt. v.
22.3.1988 – 8/5 a RKn 11/87; USK 88100), nach der ein gewÇhnlicher In-
landsaufenthalt auch bei einem mehrj�hrigen Auslandsstudium angenom-
men werden kann, wenn nach Abschluss des Studiums eine RÅckkehr
nach Deutschland beabsichtigt ist, der Student in den Semesterferien in
seinen Heimatort zurÅckkehrt, ein eigenes Zimmer in seinem Elternhaus
beibeh�lt oder die Aufenthaltsgenehmigung im Ausland begrenzt ist.

Unter der Voraussetzung, dass nach den Vorschriften des Aufenthaltsstaats
ein Anspruch auf Sachleistungen nicht besteht, kommt ein Anspruch auf
Aushilfeleistungen aufgrund von EU- oder Abkommensrecht in Betracht.
Ob ein solcher Anspruch besteht, kann vom Studenten vor Ort in Erfah-
rung gebracht werden. Ist unsicher, ob ein solcher Anspruch besteht, kann
vorsorglich die in Betracht kommende Anspruchsbescheinigung mitgege-
ben werden. Das gilt auch, wenn der Nachweis des Aushilfeanspruchs Vo-
raussetzung fÅr die Ausnahme von der Versicherungspflicht des Aufent-
haltsstaats ist.

2.7 Versicherungspflicht der Rentner und Rentenantragsteller

Rentner und Rentenantragsteller unterliegen der KV-Pflicht, wenn sie die
in § 5 Abs. 1 Nr. 11, 11a und 12 SGB V geforderten Voraussetzungen erfÅl-
len. Neben dem Anspruch auf eine Rente aus der GRV und deren Beantra-
gung ist fÅr die Einbeziehung in die sog. „KVdR-Pflichtversicherung“
grunds�tzlich die ErfÅllung einer Vorversicherungszeit obligatorisch: Der
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Rentner/Rentenantragsteller muss seit der erstmaligen Aufnahme einer Er-
werbst�tigkeit bis zur Stellung des Rentenantrages mindestens neun Zehn-
tel der zweiten H�lfte dieses Zeitraumes – als Mitglied oder Familienver-
sicherter – in der GKV versichert gewesen sein. Dabei spielt es keine Rolle,
ob die zurÅckgelegten Mitglieds- oder Familienversicherungszeiten auf ei-
ner Pflichtmitgliedschaft oder auf einer freiwilligen Mitgliedschaft – ein-
schließlich der obligatorischen freiwilligen Anschluss-Mitgliedschaft gem.
§ 188 Abs. 4 SGB V – beruhen.

Die im Zusammenhang mit der KV-Pflicht der Rentner und deren Mitglied-
schaft zu beachtenden Regelungen werden – einschl. des Meldeverfahrens
und der KK-Zust�ndigkeit – in den folgenden Abschnitten umfassend er-
l�utert.

2.7.1 Allgemeine Voraussetzungen fÅr die KVdR-Pflichtversicherung

In der KVdR sind nach § 5 Abs. 1 Nr. 11 SGB V diejenigen Personen kv-
pflichtig, welche die Voraussetzungen fÅr den Bezug einer Rente aus der
GRV erfÅllen und diese Rente beantragt haben, wenn sie seit der erstmali-
gen Aufnahme einer Erwerbst�tigkeit bis zur Stellung des Rentenantrages
mindestens neun Zehntel der zweiten H�lfte des Zeitraums bei einer KK
versichert waren.

Gem�ß § 5 Abs. 1 Nr. 11a und Nr. 12 SGB V gelten besondere KVdR-Zu-
gangsregelungen fÅr Personen, die eine selbst�ndige kÅnstlerische oder
publizistische T�tigkeit vor dem 1.1.1983 aufgenommen haben (vgl.
2.7.1.3) oder die unter bestimmte Vorschriften des FRG bzw. des WGSVG
fallen (vgl. 2.7.1.4).

Rentner sind nach § 20 Abs. 1 Satz 2 Nr. 11 SGB XI gleichfalls pv-pflichtig,
soweit sie der KV-Pflicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 11, 11a oder 12 SGB V unter-
liegen.

Die nachfolgenden AusfÅhrungen zur KV-Pflicht, zu den Ausnahmen von
der KV-Pflicht sowie zu Beginn und Ende der KVdR gelten somit – auch
ohne ausdrÅckliche Erw�hnung – in gleicher Weise fÅr die PV-Pflicht.

Die KV-Pflicht als Rentner setzt also u.a. voraus, dass
– ein Rentenanspruch gegeben ist,
– die Rente beantragt wurde und
– eine bestimmte Vorversicherungszeit erfÅllt ist.

Die KV-Pflicht als Rentner kommt – auch wenn die vg. Voraussetzungen
erfÅllt sind – allerdings nicht zustande, wenn eine Vorrangversicherung
oder ein Ausschlusstatbestand vorhanden ist bzw. Versicherungsfreiheit
besteht (vgl. 2.7.3).

2. 7 2. Die Versicherungspflicht in der Sozialversicherung

2 Seite 288/2 | Minn



Rentner oder Rentenantragsteller, die die Voraussetzungen fÅr eine Pflicht-
mitgliedschaft in der KVdR nicht erfÅllen, kÇnnen sich nur dann in der
KV freiwillig versichern, wenn sie die Voraussetzungen fÅr die freiwillige
Versicherung erfÅllen oder eine obligatorische freiwillige Anschluss-Mit-
gliedschaft zum Zuge kommt (vgl. 4.1 ff.).

2.7.1.1 Rentenanspruch und Rentenantragstellung

FÅr den Eintritt der KV-Pflicht als Rentner ist es nicht erforderlich, dass
die Rente tats�chlich gezahlt wird; es genÅgt, dass der Anspruch auf die
Rente dem Grunde nach besteht. Die KVdR wird somit auch dann durch-
gefÅhrt, wenn die Rente wegen Zusammentreffens mit einer anderen Rente
oder anderem Einkommen tats�chlich nicht gezahlt wird. Die KVdR wird
allerdings nicht begrÅndet, wenn der Rentenberechtigte auf die gesamte
Rente verzichtet.

Ob die Voraussetzungen fÅr den Anspruch auf Rente erfÅllt sind, entschei-
det der RV-Tr�ger mit der Entscheidung Åber den Rentenantrag bzw. mit
dem Rentenbescheid. Die Entscheidung des RV-Tr�gers ist fÅr die KK ver-
bindlich.

Der Rentenanspruch ist gegeben, wenn die Voraussetzungen fÅr den Bezug
einer Rente aus der RV erfÅllt sind. Nach § 33 SGB VI werden Renten ge-
leistet wegen Alters, wegen verminderter Erwerbsf�higkeit oder wegen To-
des.

Altersrenten (Voll- oder Teilrenten) sind
– Regelaltersrenten,
– Altersrenten fÅr langj�hrige Versicherte,
– Altersrenten fÅr schwerbehinderte Menschen,
– Altersrenten fÅr besonders langj�hrig Versicherte,
– Altersrenten wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit,
– Altersrenten fÅr Frauen,
– Altersrenten fÅr langj�hrig unter Tage besch�ftigte Bergleute.

Renten wegen verminderter Erwerbsf�higkeit sind
– Renten wegen voller Erwerbsminderung,
– Renten wegen teilweiser Erwerbsminderung,
– Renten wegen Berufsunf�higkeit,
– Renten wegen Erwerbsunf�higkeit,
– Renten fÅr Bergleute.

Renten wegen Todes sind
– Witwenrenten oder Witwerrenten,
– Waisenrenten,
– Erziehungsrenten.
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Renten i.S.d. § 5 Abs. 1 Nr. 11, 11a und 12 SGB V sind auch die Knapp-
schaftsausgleichsleistung sowie die Witwenrente und Witwerrente an ge-
schiedene Ehegatten.

Ebenfalls als Renten der GRV gelten die nach Art. 2 RentenÅberleitungs-
gesetz (R�G) im Zusammenhang mit der Wiedervereinigung im ehemali-
gen Beitrittsgebiet zu leistenden Renten wegen Alters, verminderter Er-
werbsf�higkeit oder Todes.

Renten wegen Alters werden geleistet als
– Altersrenten und Zusatzaltersrenten,

– Bergmannsaltersrenten und Zusatzbergmannsaltersrenten und

– Bergmannsvollrenten.

Renten wegen verminderter Erwerbsf�higkeit werden geleistet als

– Invalidenrenten und Zusatzinvalidenrenten,
– Bergmannsinvalidenrenten und Zusatzbergmannsinvalidenrenten,

– Bergmannsrenten und

– Invalidenrenten fÅr Behinderte.

Renten wegen Todes werden geleistet als

– Witwen- oder Witwerrenten und Zusatzwitwen- oder -witwerrenten,

– Bergmannswitwen- oder Bergmannswitwerrenten und Zusatzberg-
mannswitwen- oder -witwerrenten,

– �bergangshinterbliebenenrenten und ZusatzÅbergangshinterbliebenen-
renten,

– Unterhaltsrenten und

– Waisenrenten und Zusatzwaisenrenten.

Keine Renten i.S.d. § 5 Abs. 1 Nr. 11, 11 a und 12 SGB V hingegen sind

– Leistungen fÅr Kindererziehung an MÅtter der Geburtsjahrg�nge vor
1921 bzw. im Beitrittsgebiet an MÅtter der Geburtsjahrg�nge vor 1927
(vgl. §§ 294 ff. SGB VI),

– Kriegsbesch�digtenrenten, die nach Art. 25 R�G vom RV-Tr�ger als Ab-
schlag oder Ausgleichszahlung weiter zu leisten sind,

– Entsch�digungsrenten nach dem Gesetz Åber die Entsch�digung fÅr Op-
fer des Nationalsozialismus im Beitrittsgebiet und deren Hinterbliebe-
nen vom 22.4.1992 (BGBl. I 1992, 906)

– Leistungen aus Sonderversorgungssystemen nach § 9 AA�G, die nicht
in die RV ÅberfÅhrt wurden.

Die Antragstellung auf bzw. der Bezug einer gesetzlichen Rente aus einem
anderen EU-/EWR-Staat oder der Schweiz kann keine KVdR-Pflichtver-
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sicherung in Deutschland begrÅnden. Dies wird durch Art. 22 Abs. 2 der
EG-VO Nr. 987/2009 vom 16.9.2009 ausdrÅcklich ausgeschlossen.

Zahlt der RV-Tr�ger einen Vorschuss auf die zu erwartenden Rentenleis-
tungen kann davon ausgegangen werden, dass der Rentenanspruch dem
Grunde nach bereits anerkannt ist und lediglich die HÇhe des Anspruchs
noch nicht feststeht. Somit begrÅndet die Zahlung eines Rentenvorschus-
ses die KV-Pflicht, wenn die Åbrigen Voraussetzungen fÅr die KVdR erfÅllt
sind.

FÅr den Eintritt von KV-Pflicht ist es erforderlich, dass die Rente beantragt
ist oder als beantragt gilt (z.B. Umdeutung eines Antrages auf medizi-
nische Rehabilitation oder auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben in
einen Rentenantrag). Die Form der Rentenantragstellung ist unbeachtlich;
er kann schriftlich oder mÅndlich (zur Niederschrift) gestellt werden. Ein
Antrag auf Weiterzahlung einer befristeten Rente wg. verminderter Er-
werbsf�higkeit bzw. auf Wiedergew�hrung einer Hinterbliebenenrente gilt
gleichermaßen als Rentenantrag.

2.7.1.2 Vorversicherungszeit nach § 5 Abs. 1 Nr. 11 SGB V

Nach der in § 5 Abs. 1 Nr. 11 SGB V getroffenen Regelung tritt die KVdR
nur ein, wenn in der Zeit seit erstmaliger Aufnahme einer Erwerbst�tigkeit
bis zur Rentenantragstellung (Rahmenfrist) mindestens neun Zehntel der
zweiten H�lfte dieses Zeitraums eine Mitgliedschaft oder eine Familien-
versicherung bei einer KK bestanden hat. Den Mitgliedszeiten stehen nach
§ 5 Abs. 2 Satz 1 SGB V unter bestimmten Voraussetzungen bis zum
31.12.1988 die Zeiten einer Ehe mit einem Mitglied der gesetzlichen Kran-
kenversicherung gleich.

Bei Hinterbliebenen, die ihren Rentenanspruch aus der Versicherung des
Verstorbenen ableiten, gelten gem. § 5 Abs. 2 Satz 2 SGB V die Vorausset-
zungen fÅr die KVdR auch dann als erfÅllt, wenn der Verstorbene diese be-
reits erfÅllt hatte.

Die Rspr. hat im Falle eines aus einem Beamtenverh�ltnis ausgeschiede-
nen Rentenbeziehers, der in der GRV nachversichert worden war, fest-
gestellt, dass eine KVdR-Pflichtversicherung nicht zum Tragen kommen
kann. KV-pflichtig sind nur solche Bezieher einer gesetzlichen Rente, die
eine bestimmte Vorversicherungszeit in der GKV aufweisen. Diese Vorver-
sicherungszeit war bei dem ehemaligen Beamten nicht erfÅllt, weil er von
1960 bis 2001 nicht in der GKV versichert gewesen ist (BSG v. 5.7.2006 – B
12 KR 15/05 R).
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